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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Entwurf eines Schreibens zur Umsatzbesteuerung der öffentlichen 
Hand 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 25. Oktober 2022 den 
Entwurf eines Schreibens zur Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand - § 2b 
Umsatzsteuergesetz (UStG) und zum Vorsteuerabzug bei unternehmerisch 
tätigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts veröffentlicht. 

Hintergrund: 

Durch Artikel 12 des Steueränderungsgesetzes 2015 vom 2. November 2015 
(BGBl. I S. 1834) wurden die Regelungen zur Unternehmereigenschaft von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts (jPöR) neu gefasst. § 2 Abs. 3 UStG wurde aufgehoben und § 2b neu in 
das Umsatzsteuergesetz eingefügt. Die Änderungen traten am 1. Januar 2017 in 
Kraft.  

Die Neuregelung wird von einer Übergangsregelung in § 27 Abs. 22 UStG 
begleitet, auf deren Grundlage eine jPöR dem Finanzamt gegenüber erklären 
konnte, das bis zum 1. Januar 2017 geltende Recht für sämtliche vor dem 1. 
Januar 2021 ausgeführte Leistungen weiterhin anzuwenden. Durch Artikel 1 des 
Corona-Steuerhilfegesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) wurde die 
Übergangsregelung um § 27 Abs. 22a UStG ergänzt, so dass diese Erklärung 
auch für sämtliche Leistungen gilt, die nach dem 31. Dezember 2020 und vor dem 
1. Januar 2023 ausgeführt werden, es sei denn, diese Erklärung ist widerrufen 
worden. 

In Folge der Neuregelung gelten jPöR, die den allgemeinen Unternehmerbegriff 
des § 2 Abs. 1 UStG erfüllen, nicht als Unternehmer, soweit sie Tätigkeiten 
ausüben, die ihnen im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen (§ 2b Abs. 1 
Satz 1 UStG).  

Dies setzt voraus, dass eine Behandlung der jPöR als Nichtunternehmer nicht zu 
größeren Wettbewerbsverzerrungen führen würde (§ 2b Abs. 1 Satz 2 UStG). 
Diese sich in § 2b UStG widerspiegelnde besondere Aufgaben- und 
Tätigkeitsstruktur der jPöR als umsatzsteuerlicher Unternehmer mit einer i. d. R. 
umfangreichen nichtwirtschaftlichen Tätigkeit im engeren Sinne (i. e. S.) macht 
besondere Regelungen beim Vorsteuerabzug erforderlich. 

Das Schreiben nimmt dabei zu folgenden Punkten Stellung: 

I. Allgemeines 

II. Zuordnung von Eingangsleistungen zum Unternehmen und Vorsteuerabzug 

III. Besondere Regelungen zur Aufteilung von Vorsteuerbeträgen bei jPöR 
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1. Einnahmeschlüssel für teilunternehmerisch verwendete Leistungsbezüge 

2. Regelungen für Grundstücke 

3. Pauschaler Vorsteuersatz für jPöR mit einem geringen unternehmerischen 
Bereich 

IV. Organisationseinheiten der Gebietskörperschaften Bund und Länder 

1. Zentrale Beschaffung 

2. Alternative Vorsteueraufteilung für teilunternehmerische Leistungsbezüge 
nach Haushaltsansätzen 

V. Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

VI. Anwendungsregelung 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 25. Oktober 2022, III C 2 - S 7300/22/10001 :001. 

 

BMF: Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Grundstücken 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 21. Oktober 2022 ein 
Schreiben veröffentlicht, in dem es zur Vorsteueraufteilung nach § 15 Absatz 4 
Umsatzsteuergesetz (UStG) bei gemischt genutzten Grundstücken unter 
Berücksichtigung mehrerer BFH- und EuGH-Urteile Stellung nimmt. 

Dabei werden die folgenden Urteile umgesetzt: 

BFH-Urteile vom 22. August 2013 - V R 19/09, vom 7. Mai 2014 - V R 1/10, vom 
3. Juli 2014 - V R 2/10, vom 10. August 2016 - XI R 31/09, vom 26. April 2018 - V 
R 23/16 und vom 11. November 2020 - XI R 7/20 (siehe unseren Blogbeitrag) 
sowie die EuGH-Urteile vom 8. November 2012, C-511/10, BLC Baumarkt und 
vom 9. Juni 2016, C-332/14, Wolfgang und Dr. Wilfried Rey 
Grundstücksgemeinschaft 

Hintergrund 

Verwendet ein Unternehmer die für sein Unternehmen gelieferten oder 
eingeführten Gegenstände und die in Anspruch genommenen sonstigen 
Leistungen sowohl für Umsätze, die zum Vorsteuerabzug berechtigen, als auch 
für Umsätze, die den Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 2 und 3 UStG ausschließen, 
hat er die angefallenen Vorsteuerbeträge in einen abziehbaren und einen nicht 
abziehbaren Teil aufzuteilen. Nach dem Unionsrecht ist für die Aufteilung im 
Grundsatz ein auf die Gesamtheit der von dem Unternehmer bewirkten Umsätze 
bezogener Umsatzschlüssel anzuwenden (Art. 173 Abs. 1 und 174 MwStSystRL, 
„Pro-rata-Satz“). Die Mitgliedstaaten können jedoch nach Art. 173 Abs. 2 
MwStSystRL in bestimmten Fällen von diesem Grundsatz abweichen. Von dieser 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-10-25-entwurf-bmf-schreiben-umsatzbesteuerung-der-oeffentlichen-hand-paragraf-2b-UStG-vorsteuerabzug.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228302/vorsteueraufteilung-bei-errichtung-eines-gemischt-genutzten-stadtteilzentrums/
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Möglichkeit hat der deutsche Gesetzgeber mit § 15 Abs. 4 Satz 3 UStG in Form 
des Vorranges von „anderen wirtschaftlichen Zuordnungen“ vor einer Aufteilung 
nach den Umsätzen Gebrauch gemacht. 

Inhalt des Schreibens 

I. Stand der Rechtsprechung in Bezug auf gemischt genutzte Grundstücke 

II. Umsetzung der Rechtsprechung 

1. Grundsätze 
2. Flächenschlüssel 
3. Objektbezogener Umsatzschlüssel 
4. Umbauter Raum 
5. Zuordnung 

III. Änderung des Umsatzsteueranwendungserlasses 

IV. Anwendungsregelungen 

Anwendung 

Die Grundsätze des Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 

Es wird nicht beanstandet, wenn Unternehmer vor der Veröffentlichung dieses 
Schreibens zulässigerweise eine direkte Zuordnung von Vorsteuerbeträgen nach 
Abschnitt 15.17 Abs. 7 
Sätze 6 und 7 UStAE in der bisherigen Fassung vorgenommen haben. 
Es wird weiter nicht beanstandet, wenn sich ein Unternehmer vor der 
Veröffentlichung dieses Schreibens auf die Regelungen in der bisherigen 
Fassung der Abschnitte 15.2c Abs. 10 und 15.6a Abs. 3 UStAE berufen hat. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 20. Oktober 2022, III C 2 - S 7306/19/10001 :003. 

 

BMF: Anwendungsschreiben zur befristeten Absenkung des 
Umsatzsteuersatzes für Lieferungen von Gas 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 25. Oktober 2022 ein 
Anwendungsschreiben zur befristeten Absenkung des Umsatzsteuersatzes für 
Lieferungen von Gas über das Erdgasnetz und Wärme über ein Wärmenetz 
veröffentlicht. 

Hintergrund: 

Durch das Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 
Gaslieferungen über das Erdgasnetz (Bundesgesetzblatt (BGBl) 2022 I Seite 
1743) wird der Umsatzsteuersatz für Gaslieferungen über das Erdgasnetz und die 
Lieferung von Wärme über ein Wärmenetz befristet vom 1. Oktober 2022 bis zum 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-10-20-vorsteueraufteilung-nach-paragraf-15-absatz-4-UStG-bei-gemischt-genutzten-grundstuecken.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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31. März 2024 von 19 Prozent auf 7 Prozent gesenkt. Die Änderung tritt am 1. 
Oktober 2022 in Kraft (siehe unseren Blogbeitrag). 

Das Schreiben nimmt dabei zu folgenden Punkten Stellung: 

1 Umsatzsteuersatzsenkung 
1.1 Befristete Absenkung des Umsatzsteuersatzes für Gaslieferungen über das 
Erdgasnetz und Wärme über ein Wärmenetz 
1.2 Anwendungsregelung für Änderungen des Umsatzsteuergesetzes (§ 27 Abs. 
1 UStG) 
 
2 Auswirkungen der befristeten Absenkung der Umsatzsteuersätze 
2.1 Anwendungsbereich 
2.2 Anwendungszeitraum 

3 Vereinfachungsregelungen 
3.1 Abrechnung auf Grundlage des Gastages 
3.2 Abrechnung von Gas- und Wärmelieferungen 
3.3 Gewährung von Jahresboni, Jahresrückvergütungen und dergleichen 
3.4 Zu hoher Umsatzsteuerausweis in der Unternehmerkette 
 
4 Wiederanwendung des Regelsteuersatzes zum 1. April 2024 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 25. Oktober 2022, III C 2 - S 7030/22/10016 :005. 

 

GlE: Gewerbesteuerlichen Maßnahmen zur Berücksichtigung der 
gestiegenen Energiekosten 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 21. Oktober 2022 die gleich 
lautendeb Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zu 
gewerbesteuerlichen Maßnahmen zur Berücksichtigung der gestiegenen 
Energiekosten veröffentlicht. 

Nachdem das BMF bereits am 06. Oktober 2022 ein Schreiben zu 
Billigkeitsmaßnahmen bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer veröffentlicht 
hatte (siehe unseren Blogbeitrag), haben sich nun auch die obersten 
Finanzbehörden der Länder zu Billigkeitsmaßnahmen bei der Gewerbesteuer 
geäußert. 

Nach dem Ergebnis einer Erörterung der obersten Finanzbehörden der Länder 
gilt zur angemessenen Berücksichtigung der besonderen Situation bei nicht 
unerheblich negativ wirtschaftlich betroffenen 
Steuerpflichtigen bei der Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages für 
Zwecke der Vorauszahlungen (§ 19 Abs. 3 Satz 3 GewStG) Folgendes: 

Nach § 19 Abs. 3 Satz 3 GewStG kann auch das Finanzamt bei Kenntnis 
veränderter Verhältnisse hinsichtlich des Gewerbeertrags für den laufenden 
Erhebungszeitraum die Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233777/update-bundestag-beschliesst-umsatzsteuersenkung-auf-gas-und-eine-inflationsausgleichspraemie/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-10-25-befristete-absenkung-umsatzsteuersatz-fuer-lieferungen-von-gas-ueber-das-erdgasnetz-und-waerme-ueber-ein-waermenetz.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233845/bmf-beruecksichtigung-der-gestiegenen-energiekosten-als-folge-des-angriffskrieges-russlands-gegen-die-ukraine/
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veranlassen. Das gilt insbesondere für die Fälle, in denen das Finanzamt 
Einkommensteuer- und Körperschaftsteuervorauszahlungen anpasst (R 19.2 Abs. 
1 Satz 5 GewStR). 
Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen sind bei bis zum 31. März 2023 
eingehenden Anträgen keine strengen Anforderungen zu stellen. Über Anträge 
auf Herabsetzung des Gewerbesteuermessbetrags für Zwecke der 
Vorauszahlungen unter Einbeziehung der aktuellen Situation soll zeitnah 
entschieden werden. Auch eine rückwirkende Anpassung des 
Gewerbesteuermessbetrags für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen für 
das Jahr 2022 ist im Rahmen der Ermessensentscheidung möglich. 

Nimmt das Finanzamt eine Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages für 
Zwecke der Vorauszahlungen vor, ist die betreffende Gemeinde hieran bei der 
Festsetzung ihrer Gewerbesteuer-Vorauszahlungen gebunden (§ 19 Abs. 3 Satz 
4 GewStG). 

Für etwaige Stundungs- und Erlassanträge gilt auch im Hinblick auf einen 
möglichen Zusammenhang mit Auswirkungen des Angriffskrieges Russlands auf 
die Ukraine, dass diese an die Gemeinden und nur dann an das zuständige 
Finanzamt zu richten sind, wenn die Festsetzung und die Erhebung der 
Gewerbesteuer nicht den Gemeinden übertragen worden ist (§ 1 GewStG und R 
1.6 Abs. 1 GewStR). 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 20. Oktober 2022, III C 2 - S 7306/19/10001 :003. 

 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2022-10-20-vorsteueraufteilung-nach-paragraf-15-absatz-4-UStG-bei-gemischt-genutzten-grundstuecken.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 27. Oktober 2022 

 
 
Verluste aus einer gewerblichen Tätigkeit stehen bei Überschreiten 
der sog. Bagatellgrenze der Umqualifizierung der im Übrigen 
vermögensverwaltenden Tätigkeit einer GbR nicht entgegen 
(Aufgabe der im BFH-Urteil vom 12.04.2018 - IV R 5/15, BFHE 
261, 157, BStBl II 2020, 118, Rz 34 f. zu § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG 
a.F. vertretenen Rechtsauffassung). Die seitwärts abfärbende 
Wirkung des § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 Alternative 1 und Satz 2 
Alternative 1 EStG i.d.F. des WElektroMobFördG (EStG n.F.) ist für 
gemischt tätige vermögensverwaltende Personengesellschaften 
nicht stärker einzuschränken, als dies bisher für gemischt tätige 
freiberufliche Personengesellschaften geschehen ist. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 047/22. 
 
 
 
Die Überlassung relativ unwesentlichen Grundbesitzes an eine mit 
nur etwa 1/6000 beteiligte Genossin, den diese für ihren 
Gewerbebetrieb nutzt, steht auch dann der erweiterten Kürzung bei 
der Genossenschaft entgegen, wenn der von ihrem Betrieb erzielte 
Gewerbeertrag den Freibetrag des § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 
GewStG nicht erreicht. Eine Gesamtbetrachtung, wonach das 
Zusammenkommen mehrerer "Bagatellaspekte" die 
Nichtanwendung des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1 GewStG rechtfertigt, 
obwohl diese für sich ‑‑einzeln genommen‑‑ die Nichtanwendung 
der Vorschrift nicht rechtfertigen würden, scheidet aus. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 048/22. 
 
 
 
Verkauft ein Steuerpflichtiger über sein Internetportal Gutscheine 
für bestimmte Freizeiterlebnisse, erbringt er die durch den 
Gutschein versprochene Leistung entweder selbst oder ist 
hinsichtlich dieser Leistung als Vermittler tätig. Seine Leistung 
besteht demgegenüber nicht im Betrieb eines Internetportals. Ist 
der Gutschein nur über einen bestimmten Geldbetrag ausgestellt 
(sog. Wertgutschein), fehlt es zum Zeitpunkt der Ausstellung des 
Gutscheins an einem unmittelbaren Zusammenhang der Zahlung 
der Gutscheinerwerber mit einer bestimmbaren Leistung. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil IV R 42/19: 
Abfärbung von 
Verlusten aus 
gewerblicher Tätigkeit 
auf die im Übrigen 
vermögensverwaltende 
Tätigkeit einer GbR 
 
 
 
 
30. Juni 2022 
 

Urteil III R 19/21: 
Erweiterte Kürzung 
bei Überlassung von 
Gewerberäumen an 
geringfügig beteiligte 
Genossin  
 
 
 
 
 
29. Juni 2022 
 

 

 
Urteil V R 35/20: 
Verkauf von 
Gutscheinen für 
Freizeiterlebnisse (vor 
Inkrafttreten von § 3 
Abs. 13 bis 15 UStG 
n.F.) 
 
 
 
 
15. März 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210200/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/abfaerbung-von-verlusten-aus-gewerblicher-taetigkeit-auf-die-im-uebrigen-vermoegensverwaltende-taetigkeit-einer-gbr-rueckwirkende-neuregelung-verfassungsgemaess/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210199/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/gewerbesteuerliche-folgen-der-ueberlassung-von-gewerberaeumen-durch-eine-wohnungsbaugenossenschaft-an-eine-genossin/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210201/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Grenzen der Rückwirkung einer Rechnungsberichtigung 
Erteilt ein Unternehmer in der Annahme einer Leistungserbringung im Ausland 
eine Ausgangsrechnung ohne inländischen Steuerausweis, kann er diese nicht in 
der Weise berichtigen, dass dem späteren Ausweis inländischer Umsatzsteuer 
Rückwirkung für den Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers zukommt. Dies 
hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin, die nach ihrer Umsatztätigkeit zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, 
wurde am 20. August 1999 als Kapitalgesellschaft nach luxemburgischen Recht 
gegründet. Im Jahre 2016 wurde die Klägerin in die F-GmbH umgewandelt. Dabei 
wurde der Gesellschaftssitz in das Inland verlegt und die ursprünglich im 
Großherzogtum Luxemburg (Luxemburg) eingetragene Gesellschaft gelöscht. 
Die Klägerin gehört zur Unternehmensgruppe der X, ohne dass eine Organschaft 
nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes in der für das Jahr 2012 
(Streitjahr) geltenden Fassung (UStG) vorliegt. Sie bezog von anderen 
Unternehmen dieser Unternehmensgruppe sonstige Leistungen. Dabei handelte 
es sich im Einzelnen um Fahrzeugreparaturen, Fahrzeugvermietungen und 
sonstige Speditionsleistungen (Spedition-GmbH), Fahrzeugvermietungen 
(Transport-GmbH) und um Fahrzeugreinigung und -wäsche (HT-GmbH). 
Aufgrund des statutarischen Unternehmenssitzes der Klägerin im Ausland und in 
der Annahme, dass sich der Ort der vorstehenden Leistungen nach § 3a Abs. 2 
UStG bestimme, wurden die einzelnen Leistungen dieser Gesellschaften an die 
Klägerin jeweils ohne Ausweis von Umsatzsteuer abgerechnet. Dabei enthielten 
die Rechnungen der Spedition-GmbH und der Transport-GmbH die Angabe 
"Mehrwertsteuer 0 % mit Ausweis 0 €", während die Abrechnungen der HT-GmbH 
als "steuerfrei" unter Anführung eines Gesamtbetrags und der Angabe 
"Steuerschuld verlagert - reverse charge" erfolgten. 
Im Anschluss an eine für die Jahre 2008 bis 2011 durchgeführte Außenprüfung 
kam das Finanzamt zu dem Ergebnis, dass sich der Ort der Geschäftsleitung der 
Klägerin nicht in Luxemburg, sondern im Inland befunden habe. Die Klägerin sei 
daher im Inland ansässig. Auf den statutarischen Sitz der Gesellschaft in 
Luxemburg komme es nicht an. Die an die Klägerin erbrachten Leistungen seien 
daher steuerpflichtige Inlandsleistungen. Dem schloss sich die Klägerin an. 
Die Spedition-GmbH, die Transport-GmbH und die HT-GmbH erteilten daraufhin 
am 26. August 2016 berichtigte Rechnungen mit Steuerausweis. Die Klägerin 
machte den Vorsteuerabzug rückwirkend für das Jahr 2012 geltend, was das 
Finanzamt jedoch ablehnte. 
Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Die Klägerin ist aus den im Streitjahr erteilten Rechnungen nicht zum 
Vorsteuerabzug berechtigt, da mit diesen nach den Vorstellungen der Leistenden 
und der Klägerin als Leistungsempfängerin im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
erbrachte Leistungen abgerechnet werden sollten, so dass bereits nach dem 
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Willen der Beteiligten kein inländischer Steuerausweis und keine inländische 
Steuerschuldnerschaft der Klägerin vorliegen sollte. 
Entgegen dem Urteil des Finanzgerichts ist die Klägerin auch nicht aufgrund der 
in 2016 durch die Leistenden vorgenommenen Berichtigungen der im Streitjahr 
erteilten Rechnungen zum Vorsteuerabzug berechtigt. 
Für die Berichtigungsfähigkeit einer ursprünglich erteilten Rechnung verlangt der 
BFH, dass diese Angaben zum Rechnungsaussteller, zum Leistungsempfänger, 
zur Leistungsbeschreibung, zum Entgelt und zur gesondert ausgewiesenen 
Umsatzsteuer enthält (BFH-Urteile vom 20. Oktober 2016, V R 26/15, BStBl II 
2020, 593; vom 22. Januar 2020, XI R 10/17, BStBl II 2020, 601, Rz 17). 
Hieran hält der Senat jedenfalls nach den Verhältnissen des Streitfalls weiter fest, 
so dass eine Rechnung, die nicht über eine inländische Leistung abrechnen sollte 
und daher keinen inländischen Steuerausweis enthält, nicht mit Rückwirkung 
berichtigungsfähig ist 
Erteilt ein Unternehmer in der Annahme einer Leistungserbringung im Ausland 
eine Ausgangsrechnung ohne inländischen Steuerausweis, kann er diese nicht in 
der Weise berichtigen, dass dem späteren Ausweis inländischer Umsatzsteuer 
Rückwirkung für den Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers zukommt. 
So ist es jedenfalls dann, wenn der Leistungsempfänger im Jahr der 
Rechnungserteilung nicht im Inland steuerrechtlich registriert ist. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 07. Juli 2022 (V R 33/20), veröffentlicht am 20. Oktober 2022. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Freiwillige Zahlung einer Umsatzsteuer-Vorauszahlung des Vorjahres vor 
Fälligkeit innerhalb der kurzen Zeit gemäß § 11 Abs. 2 Satz 2 EStG 
Die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für den Voranmeldungszeitraum des 
Dezembers des Vorjahres, die zwar innerhalb des für § 11 Abs. 2 Satz 2 EStG 
maßgeblichen Zehn-Tages-Zeitraums geleistet, aber wegen einer 
Dauerfristverlängerung erst danach fällig wird, ist bei der Gewinnermittlung durch 
Einnahmen-Überschuss-Rechnung erst im Jahr des Abflusses als 
Betriebsausgabe zu berücksichtigen (Anschluss an das BFH-Urteil vom 16. 
Februar 2022, X R 2/21). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist eine als Steuerberatungsgesellschaft tätige 
Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung, die für das Streitjahr 
2017 ihren Gewinn im Wege der Einnahmen-Überschuss-Rechnung gemäß § 4 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) ermittelt. 
Am 10. Januar 2018 leistete die Klägerin die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für 
den Voranmeldungszeitraum Dezember 2017 (Streitjahr). Diese war aufgrund 
einer der Klägerin gewährten Dauerfristverlängerung gemäß § 18 Abs. 1 Sätze 1 
und 4 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) i.V.m. § 46 Abs. 1 Satz 1 der 
Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV) erst am 10. Februar 2018 fällig. 
Mit Bescheid über die gesonderte und einheitliche Feststellung für das Streitjahr 
stellte das Finanzamt die Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit fest, ohne die 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210194/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/234136/no-input-vat-deduction-if-original-invoice-is-amended-to-add-the-missing-vat-amount/
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geleistete Umsatzsteuer-Vorauszahlung für den Voranmeldungszeitraum 
Dezember des Streitjahres als Betriebsausgabe auf der Gesamthandsebene zu 
berücksichtigen. 
Die Klage vor dem Sächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat zu Recht erkannt, dass die am 10. Januar 2018 geleistete 
Umsatzsteuer-Vorauszahlung für den Voranmeldungszeitraum Dezember 2017 
eine Betriebsausgabe des Jahres 2018 und nicht des Streitjahres ist. 
Eine abweichende Zuordnung der Ausgabe zum Streitjahr gemäß § 11 Abs. 2 
Satz 2 EStG kommt nicht in Betracht, weil die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für 
den Voranmeldungszeitraum Dezember des Streitjahres nicht innerhalb des für 
eine "kurze Zeit" i.S. des § 11 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 11 Abs. 1 Satz 2 EStG 
maßgeblichen Zehn-Tages-Zeitraums fällig war. 
Der X. Senat des BFH hat mit Urteil vom 16. Februar 2022, X R 2/21 BStBl 2022 
II S. 448, Rz 13 ff., 19 ff., maßgeblich unter Bezugnahme auf das BFH-Urteil vom 
09. Mai 1974, VI R 161/72, BStBl II 1974, 547 entschieden, § 11 Abs. 2 Satz 2 
EStG sei als Ausnahmetatbestand zu § 11 Abs. 2 Satz 1 EStG konzipiert. Für die 
vom Folgejahr, in dem der Abfluss der Ausgabe stattfinde, abweichende 
Zuordnung zum vorhergehenden Kalenderjahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit 
sei erforderlich, dass eine regelmäßig wiederkehrende Ausgabe im Sinne der 
Regelung nach dem zugrundeliegenden Rechtsverhältnis innerhalb der kurzen 
Zeit (des Zehn-Tages-Zeitraums) fällig (zahlbar) geworden sei und abfließe. 
Der erkennende Senat schließt sich dieser Rechtsprechung an. 
Die Voraussetzungen des § 11 Abs. 2 Satz 2 EStG sind danach nicht erfüllt, wenn 
die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für den Voranmeldungszeitraum Dezember 
eines Jahres zwar innerhalb des Zehn-Tages-Zeitraums des Folgejahres (hier: bis 
zum 10. Januar 2018) geleistet wird, wegen einer erteilten Dauerfristverlängerung 
aber erst nach dessen Ablauf (hier: am 10. Februar 2018) fällig ist. 
Gründe, die bei Umsatzsteuer-Vorauszahlungen mit einer Dauerfristverlängerung 
dafür sprechen könnten, zu einer anderen Auslegung des § 11 Abs. 2 Satz 2 
EStG als im BFH-Urteil vom 16. Februar 2022, X R 2/21 zu kommen, sind 
angesichts des Normzwecks nicht ersichtlich. Die Regelung soll Zufälligkeiten 
vermeiden, die bei strikter Anwendung des die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 
EStG grundsätzlich beherrschenden Zu- und Abflussprinzips entstünden, würde 
man die Zahlung mal in dem einen oder mal in dem anderen Jahr berücksichtigen 
müssen. 
Würde man auf die Fälligkeit der regelmäßig wiederkehrenden Ausgabe innerhalb 
des Zehn-Tages-Zeitraums verzichten, könnten Umsatzsteuer-Vorauszahlungen 
für den Voranmeldungszeitraum Dezember, die wegen der beantragten und 
erteilten Dauerfristverlängerung erst deutlich nach dem Jahreswechsel fällig 
werden und typischerweise nicht um den Jahreswechsel herum geleistet werden 
sollen, allein durch eine freiwillige Zahlung vor Fälligkeit innerhalb des Zehn-
Tages-Zeitraums dem Vorjahr zugeordnet werden. 
Es würden bei diesem Normverständnis nicht Zufälligkeiten vermieden, die bei 
der Zuordnung regelmäßig wiederkehrender Ausgaben auftreten können, sondern 
dem Normzweck zuwiderlaufende Gestaltungsmöglichkeiten eröffnet, die 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Ausgabe bewusst dem einen oder dem anderen Veranlagungszeitraum zuordnen 
zu können. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 21. Juni 2022 (VIII R 25/20), veröffentlicht am 20. Oktober 2022. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Business Meldungen 
PwC-Studie: Steuerliche Transparenz und Nachhaltigkeit wachsen zusammen 
  
Das Thema Nachhaltigkeit hat längst die Steuerwelt erreicht. Warum? Laut den 
Vereinten Nationen haben Steuern eine entscheidende Rolle bei der Finanzierung 
der UN Sustainable Development Goals. Einen umfassenden Überblick über die 
steuerliche Transparenzberichterstattung innerhalb der DACH-Region im Jahr 
2022 finden Sie in der kürzlich erschienenen Studie von PwC Deutschland, PwC 
Österreich und PwC Schweiz. 
 
Die Studie untersucht die 108 im DAX, ATX bzw. SMIEXP börsennotierten 
Unternehmen anhand des GRI 207:Tax 2019, S&P Global Corporate 
Sustainability Assessment (CSA) – das insbesondere für die Dow Jones 
Sustainability Indices (DJSI) verwendet wird – , sowie die Vorgaben der OECD 
und im White Paper des World Economic Forum. 
 
Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass sich deutsche und österreichische 
Unternehmen eher am GRI 207 und schweizerische am CSA orientieren. 
Unabhängig vom Standort werden im DACH-Raum mehr qualitative Vorgaben 
erfüllt, als quantitative Zahlen - wie von einem Public Country-by-Country 
Reporting oder der Total Tax Contribution vorgesehen - berichtet. 
 
Hier geht's zur Studie: https://pages.pwc.de/gri-207-d... 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210196/
https://pages.pwc.de/gri-207-dach
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 25. Oktober 
2022 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 
  

 
Terminplaner 
  
Tax Jahresendveranstaltung 2022 
Webinar, 10.11. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/TaxWebinar
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/234133/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-25.-oktober-2022/?download=231218
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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